
Gegenstand der Rechtssache 

Klage auf Aufhebung der Entscheidung des Beklagten, mit der 
der Antrag des Klägers auf Entschädigung abgelehnt wurde, und 
auf Ersatz des entstandenen materiellen und immateriellen Scha­
dens 

Tenor des Beschlusses 

1. Die Klage wird als unzulässig abgewiesen. 

2. Der Rat der Europäischen Union trägt sämtliche Kosten. 

( 1 ) ABl. C 301 vom 6.11.2010, S. 63. 

Beschluss des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste 
Kammer) vom 5. Juli 2011 — Alari/Parlament 

(Rechtssache F-38/11) ( 1 ) 

(Öffentlicher Dienst — Beamte — Beförderung — 
Beförderungsverfahren 2009 — Übernahme durch ein anders 
Organ während eines Beförderungsverfahrens, in dem der Be­
amte bei seinem Stammorgan befördert worden wäre — Or­
gan, das für die Entscheidung über die Beförderung des 

übernommenen Beamten zuständig ist) 

(2011/C 282/95) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Gianluigi Alari (Bertrange, Luxemburg) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte S. Orlandi, A. Coolen, J.-N. Louis 
und É. Marchal) 

Beklagter: Europäisches Parlament (Prozessbevollmächtigte: S. Al­
ves und M. Ecker) 

Gegenstand der Rechtssache 

Aufhebung der Entscheidung, den Kläger nicht im Rahmen des 
Beförderungsverfahrens 2009 zu befördern 

Tenor des Beschlusses 

1. Die Klage wird als offensichtlich unbegründet abgewiesen. 

2. Das Europäische Parlament trägt neben seinen eigenen Kosten die 
Kosten des Klägers. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011, S. 22. 

Klage, eingereicht am 19. Juli 2011 — ZZ/Kommission 

(Rechtssache F-41/11) 

(2011/C 282/96) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: ZZ (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte D. Abreu 
Caldas, S. Orlandi, A. Coolen, J.-N. Louis und É. Marchal) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Entscheidung des Generaldirektors des OLAF, 
den Antrag der Klägerin auf Verlängerung ihres Vertrags als 
Bedienstete auf Zeit im Sinne von Art. 2 Buchst. a der BSB 
abzulehnen 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung des Generaldirektors des OLAF vom 11. 
Februar 2011, ihren Antrag auf Verlängerung ihres Vertrags 
als Bedienstete auf Zeit im Sinne von Art. 2 Buchst. a der 
BSB abzulehnen, aufzuheben; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klage, eingereicht am 12. Juli 2011 — ZZ/Kommission 

(Rechtssache F-66/11) 

(2011/C 282/97) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: ZZ (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte S. Rod­
rigues, A. Blot und C. Bernard-Glanz) 

Beklagte: Kommission 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Entscheidung des Vorsitzenden des Prüfungsaus­
schusses „EPSO/AST/111/10 (AST 1)“, die Klägerin nicht zu den 
Prüfungen zuzulassen. 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— in erster Linie, 

— die Entscheidung vom 7. April 2011 aufzuheben, mit 
der ihr das Recht auf Teilnahme an den Prüfungen des 
Auswahlverfahrens EPSO/AST/111/10 — Sekretärinnen/ 
Sekretäre der Besoldungsgruppe AST 1, versagt wurde;
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— infolgedessen festzustellen, dass sie wieder in das mit 
diesem Auswahlverfahren eingeleitete Einstellungsverfah­
ren — gegebenenfalls mittels Veranstaltung neuer Prü­
fungen — einzubeziehen ist; 

— hilfsweise, für den Fall, dass dem Hauptantrag nicht statt­
gegeben wird, was nicht der Fall sein wird, die Beklagte zur 
Zahlung eines vorläufig nach billigem Ermessen auf 20 000 
Euro festgesetzten Betrags als Ersatz des materiellen Scha­
dens zuzüglich Verzugszinsen zum gesetzlichen Satz ab dem 
Tag der Verkündung des zu erlassenden Urteils zu verurtei­
len; 

— in jedem Fall die Beklagte zur Zahlung eines vorläufig nach 
billigem Ermessen auf 20 000 Euro festgesetzten Betrags als 
Ersatz des immateriellen Schadens zuzüglich Verzugszinsen 
zum gesetzlichen Satz ab dem Tag der Verkündung des zu 
erlassenden Urteils zu verurteilen; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klage, eingereicht am 15. Juli 2011 — ZZ/Kommission 

(Rechtssache F-68/11) 

(2011/C 282/98) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: ZZ (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte S. Rod­
rigues, A. Blot und C. Bernard-Glanz) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Entscheidung der Kommission über die Kündi­
gung des auf unbestimmte Zeit geschlossenen Beschäftigungs­
vertrags der Klägerin 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der zum Abschluss der Dienstverträge er­
mächtigten Behörde der Kommission vom 30. September 
2010 über die Kündigung ihres auf unbestimmte Zeit ge­
schlossenen Beschäftigungsvertrags aufzuheben; 

— gleichzeitig und soweit erforderlich, die Entscheidung dersel­
ben Behörde vom 14. April 2011, mit der die am 23. 
Dezember 2010 nach Art. 90 Abs. 2 des Statuts der Be­
amten der Europäischen Union erhobene Beschwerde zu­
rückgewiesen wurde, aufzuheben; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klage, eingereicht am 20. Juli 2011 — ZZ/Rechnungshof 

(Rechtssache F-69/11) 

(2011/C 282/99) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: ZZ (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt L. Levi) 

Beklagter: Europäischer Rechnungshof 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Entscheidung des Rechnungshofs, den Kläger 
nicht auf den Dienstposten eines Direktors der Direktion Per­
sonal zu ernennen und einen anderen Bewerber auf diese Stelle 
zu ernennen. 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Entscheidung des Rechnungshofs, eine andere Person auf 
den Dienstposten eines Direktors der Direktion Personal zu 
ernennen, und die Entscheidung, ihn nicht auf diese Stelle 
zu ernennen, aufzuheben; 

— soweit erforderlich, die Entscheidung über die Zurückwei­
sung der Beschwerde aufzuheben; 

— den Rechnungshof zum Ersatz des materiellen Schadens, der 
im Verlust finanzieller Ansprüche im Zusammenhang mit 
den angefochtenen Entscheidungen (einschließlich in Bezug 
auf die berufliche Laufbahn und die Versorgungsansprüche) 
besteht, und somit zu einer Zahlung dieser Ansprüche ab 1. 
Januar 2001 zu verurteilen; 

— den Rechnungshof zur Zahlung von einem symbolischem 
Euro als Ersatz des immateriellen Schadens zu verurteilen; 

— dem Rechnungshof die Kosten aufzuerlegen. 

Klage, eingereicht am 21. Juli 2011 — ZZ/Kommission 

(Rechtssache F-70/11) 

(2011/C 282/100) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: ZZ (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt F. Frabetti) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Streitgegenstand und Beschreibung des Rechtsstreits 

Aufhebung der Beurteilung des Klägers für den Zeitraum vom 1. 
Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2008
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